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§ 1
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13. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und  
Unterrichtung der Bezirksausschüsse  – Anlage 1 der BA-
Satzung- wird im Abschnitt Referat für Bildung und Sport 
nach Ziffer 1.1 folgende Ziffer 1.2 angefügt: „Mittel- und 
langfristige Planungskonzepte bei beruflichen Schulen U“

14. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und Un-
terrichtung der Bezirksausschüsse – Anlage 1 der BA-Sat-
zung- wird im Abschnitt Referat für Bildung und Sport in 
Ziffer 3.1 „0,5 Mio. Euro“ durch „1 Mio. Euro“ ersetzt:

15. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und Un-
ternachtung der Bezirksausschüsse  – Anlage 1 der BA-
Satzung- erhält im Abschnitt Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung Ziffer 7.2 folgende Fassung „Baugenehmi-
gungsverfahren, einschließlich von Nutzungsänderungen, 
inklusive vorhandener oder angeforderter Stellungnahmen 
der zuständigen Denkmalschutzbehörde, falls vom Bezirk-
sausschuss verlangt, im Einzelfall A“

16. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und  
Unterrichtung der Bezirksausschüsse – Anlage 1 der BA-
Satzung- wird im Abschnitt Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung nach Ziffer 7.1 folgende Ziffer 7.1.1 eingefügt: 
„Wohnbauvorhaben mit reduziertem Stellplatzschlüssel 
und Mobilitätskonzept U“

17. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und  
Unterrichtung der Bezirksausschüsse -Anlage 1 der BA-
Satzung- wird im Abschnitt Sozialreferat in Ziffer 1.2.3  
„0,5 Mio. Euro“ durch „1 Mio. Euro“ ersetzt.

§ 2

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 05.04.2017 beschlossen.

München, 21. April 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die Bestattungs-
einrichtungen der Landeshauptstadt München 
(Friedhofssatzung)

vom 21. April 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
Satz 1 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22.08.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2016 (GVBI. S. 335), 
und aufgrund von Art. 9a des Bestattungsgesetzes (BestG) 
vom 24.09.1970 (GVBI. S. 417, BayRS 2127-1-G), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 02.08.2016 (GVBI. S. 246), folgende 
Satzung:

§ 1

Die Satzung über die Bestattungseinrichtungen der Landes-
hauptstadt München (Friedhofssatzung) vom 08.11.2000 

  „,§ 23 a und § 23 b“

  3. �Nach § 23 a wird folgender § 23 b eingefügt: 
 
„§ 23 b Beauftragte für Menschen mit Behinderungen 
 
(1) Der Bezirksausschuss kann aus seiner Mitte eine Be-
auftragte bzw. einen Beauftragten für Menschen mit Be-
hinderungen benennen. 
(2) Die Tätigkeit der bzw. des Beauftragten für Menschen 
mit Behinderungen soll im Sinne des Art. 1 des Überein-
kommens über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen (UN-BRK) dazu beitragen, dass Menschen mit Behin-
derungen gleichberechtigt, d.h. im gleichen Umfang wie 
Nichtbehinderte, von den Menschenrechten Gebrauch 
machen können. Die bzw. der Beauftragte soll die Belange 
von Menschen mit Behinderungen im Stadtbezirk aufgrei-
fen und bei der Realisierung eines behindertenfreundli-
chen Stadtbezirkes oder bei der Beseitigung von Miss-
ständen unterstützend wirken.“

  4. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und Un-
terrichtung der Bezirksausschüsse-Anlage 1 der BA-Sat-
zung- wird im Abschnitt Baureferat in Ziffer 1.1 „0,5 Mio. 
Euro“ durch „1 Mio. Euro“ ersetzt.

  5. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und Un-
terrichtung der Bezirksausschüsse-Anlage 1 der BA-Sat-
zung- wird im Abschnitt Baureferat in Ziffer 2.2 „0,5 Mio. 
Euro“ durch „1 Mio. Euro“ und das Wort „Vermögenshaus-
halts“ durch „Finanzhaushalts/Investitionstätigkeit“ er-
setzt.

  6. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und Un-
terrichtung der Bezirksausschüsse-Anlage 1 der BA-Sat-
zung- wird im Abschnitt Kommunalreferat in Ziffer 11  
„0,5 Mio. Euro“ durch „1 Mio. Euro“ ersetzt.

  7. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und Un-
terrichtung der Bezirksausschüsse – Anlage 1 der BA-Sat-
zung – wird im Abschnitt Kommunalreferat in Ziffer 13 „0,5 
Mio. Euro“ durch „1 Mio. Euro“ ersetzt.

  8. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und Un-
terrichtung der Bezirksausschüsse – Anlage 1 der BA-Sat-
zung – wird im Abschnitt Kreisverwaltungsreferat in Ziffer 
23 „0,5 Mio. Euro“ durch „1 Mio. Euro“ ersetzt.

  9. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und Un-
terrichtung der Bezirksausschüsse -Anlage 1 der BA-Sat-
zung- wird im Abschnitt Kulturreferat in Ziffer 3 „0,5 Mio. 
Euro“ durch „1 Mio. Euro“ ersetzt.

10. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und  
Unterrichtung der Bezirksausschüsse – Anlage 1 der BA-
Satzung – wird im Abschnitt Personal- und Organisations-
referat in Ziffer 1 „0,5 Mio. Euro“ durch „1 Mio. Euro“ er-
setzt.

11. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und Unter-
richtung der Bezirksausschüsse – Anlage 1 der BA-Sat-
zung – wird im Abschnitt Referat für Arbeit und Wirtschaft 
in Ziffer 7 „0,5 Mio. Euro“ durch „1 Mio. Euro“ ersetzt. 

12. �Im Katalog der Fälle der Entscheidung, Anhörung und  
Unterrichtung der Bezirksausschüsse – Anlage 1 der BA- 
Satzung – wird im Abschnitt Referat für Bildung und Sport 
die Ziffer 1 in Ziffer 1.1 umbenannt und wie folgt geändert: 
„Mittel- und langfristige Planungskonzepte zur Schul- und 
Kindertagesstättenversorgung (ausgenommen berufliche 
Schulen) A“
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  8. �In § 17 Abs. 6 wird der Punkt am Ende von Satz 2 durch 
ein Komma ersetzt und werden die Worte „wobei die Er-
füllung des Grabpflegevertrags zu respektieren ist.“ ange-
fügt.

  9. �In § 21 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: „In Erman-
gelung einer schriftlichen Verfügung des/der Verstorbenen 
kann sein/ihr anonymer Bestattungswunsch durch schlüs-
sig begründete eidesstattliche Versicherungen der Ange-
hörigen nachgewiesen werden.“

10. �In § 23 wird folgender Absatz 2 angefügt: 
„(2) Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein dür-
fen nur aufgestellt werden, wenn sie ohne schlimmste For-
men von Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des Überein-
kommens Nr. 182 der internationalen Arbeitsorganisation 
vom 17. Juni 1999 über das Verbot und unverzügliche 
Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der 
Kinderarbeit (BGBI. 2001 II S. 1290, 1291) hergestellt wor-
den sind und hierfür ein Nachweis gemäß Art. 9a Abs. 2 
BestG in der jeweils geltenden Fassung vorgelegt wird.  
Herstellung im Sinne dieser Vorschrift umfasst sämtliche 
Bearbeitungsschritte von der Gewinnung des Natursteins 
bis zum Endprodukt. Eines Nachweises im Sinne von Satz 
1 bedarf es nicht, wenn der Letztveräußerer glaubhaft 
macht, dass die Grabsteine oder Grabeinfassungen aus 
Naturstein oder deren Rohmaterial vor dem 1. September 
2016 in das Bundesgebiet eingeführt wurden.“

11. �In § 36 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „ausgenom-
men“ die Worte „ergänzende Beschriftungen und“ einge-
fügt und werden folgende Sätze 3 und 4 angefügt:  
„Jedem Antrag auf Errichtung eines Grabsteins oder einer 
Steineinfassung ist nach § 23 Abs. 2 Friedhofssatzung  
i. V. m. Art. 9a Abs. 2 Satz 1 BestG in der jeweils geltenden 
Fassung ein Nachweis über die Produktionsbedingungen 
beizufügen. Beruft sich der Antragsteller auf Unzumutbar-
keit, so hat er diese zu begründen und nach Art. 9a Abs. 2 
Satz 2 BestG seine Zusicherungs- und Darlegungspflich-
ten zu erfüllen“.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 05.04.2017 beschlossen.

München, 21. April 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die Gebühren  
für die Benutzung der Bestattungseinrichtungen
der Landeshauptstadt München (Friedhofsgebührensat-
zung)

vom 21. April 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 2 
und Art. 8 Kommunalabgabengesetz (KAG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 04.04.1993 (GVBI. S. 264, BayRS 
2024-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2016 
(GVBI. S. 351), folgende Satzung:

(MüABI. S. 465), zuletzt geändert durch Satzung vom 06.05.2015 
(MüABI. S. 146), wird wie folgt geändert:

1. �In § 1 Abs. 2 werden die Ziffern 24. bis 29. zu Ziffern 25. bis 
30. und die neue Ziffer 24. mit den Worten „Kirchenfriedhof 
St. Georg, Dorfstraße 35 a“ eingefügt.

2. �In § 3 Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt am Textende von Buch-
stabe e) durch einen Strichpunkt ersetzt und der Buchstabe 
„f)“ mit den Worten 
�„im Waldfriedhof – Alter Teil, Gräberfeld 41 
– �das Vorliegen eines aktuellen Sterbefalls und
– �bei dem/der Verstorbenen handelt es sich nach Feststel-

lung der Stadt - Direktorium um eine besonders bekannte 
Persönlichkeit, die sich vor allem im Bereich der Kultur 
um die Landeshauptstadt München verdient gemacht 
hat.“ angefügt.

3.	 –

4. �In § 6 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe d) Satz 1 werden die Worte 
„die Wege mit Fahrzeugen“ durch die Worte „das Friedhofs-
gelände mit Kraftfahrzeugen“ ersetzt, die Worte „Kinder
wagen,“ und „Handwagen,“ gestrichen, nach den Worten 
„städtische Dienstfahrzeuge“ ein Komma und die Worte 
„von städtischem Personal geführte Fahrzeuge“ eingefügt, 
in Satz 3 das Wort „dürfen“ durch das Wort „müssen“, am 
Ende des Buchstaben d) nach dem Wort „Straßenverkehrs-
ordnung“ der Punkt durch einen Strichpunkt, in Buchstabe 
g) das Wort „Blindenhunde“ durch das Wort „Assistenzhun-
de“ ersetzt und in Satz 2 nach dem Wort „kann“ die Worte 
„in begründeten Einzelfällen auf schriftlichen Antrag“ einge-
fügt.

5. 	–

6. �In § 14 Abs. 2 Buchstabe f) werden nach den Worten „„Mo-
saikgärten Westfriedhof““ die Worte „und der „Urnengrab-
anlage Neuer Südfriedhof““ angefügt.

7. �§ 17 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„(2) Unbeschadet des § 4 Abs. 1 kann das Grabnutzungs-
recht für folgende Zeiträume verliehen und verlängert werden:

a) �an Familiengrabstätten des § 16 Abs. 2 Satz 2 a) bis d) 
(ausgenommen die „Mosaikgärten Westfriedhof“, die 
„Urnengrabanlage Neuer Südfriedhof“ und die „Urnen-
grabanlage Friedhof Haidhausen“) für mindestens fünf 
Jahre und längstens bis auf 50 Jahre;

b) �an Urnenbestattungsplätzen in den „Mosaikgärten West-
friedhof“, in der „Urnengrabanlage Friedhof Haidhausen“ 
und der „Urnengrabanlage Neuer Südfriedhof“ beim 
Ersterwerb für mindestens 15 Jahre und längstens bis 
auf 50 Jahre, bei Verlängerung um mindestens fünf Jahre 
und längstens bis auf 50 Jahre;

c) ��an Grüften und Mausoleen für mindestens 30 Jahre und 
längstens bis auf 100 Jahre, bei Verlängerung um min-
destens zehn Jahre und längstens bis auf 100 Jahre;

d) �an Familienbäumen und an Urnenbestattungsplätzen  
unter Gemeinschaftsbäumen für mindestens 25 Jahre 
und längstens bis auf 100 Jahre, bei Verlängerung um 
mindestens zehn Jahre und längstens bis auf 100 Jahre. 
 
Die Stadt kann in Ausnahmefällen abweichende Nut-
zungszeiten genehmigen oder diese aus wichtigen Grün-
den auf die Dauer der Ruhezeit beschränken. Anlässlich 
einer Bestattung ist die jeweilige Ruhezeit nach § 20 Abs. 
1 i.V.m. § 14 einzuhalten.“
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§ 1
Die Satzung über die Gebühren für die Benutzung der Bestat-
tungseinrichtungen der Landeshauptstadt München (Fried-
hofsgebührensatzung) vom 02.07.2008 (MüABI. S. 502), zu-
letzt geändert durch Satzung vom 06.05.2015 (MüABI. S. 147), 
wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 1 Ziff. III. Buchstabe d) wird gestrichen.

2. �In § 4 Abs. 1 Ziff. IV. Buchstabe d) wird der letzte Spiegel-
strich komplett gestrichen.

3. �In § 4 Abs. 1 Ziff. XI. wird in der Überschrift das Wort  
„Urnengrabanlage“ durch das Wort „Urnengrabanlagen“ 
ersetzt, werden die Worte „„Mosaikgärten Westfriedhof““ 
gestrichen, bei Buchstabe a), b) und c) jeweils die Worte 
„für eine“ durch das Wort „je“ ersetzt, die Buchstaben c) 
bis h) werden zu Buchstaben e) bis j), Buchstabe c) mit den 
Worten „Urnenerdgrabstätte mit großer Gemeinschaftsna-
mensstele je Urne 65,--“ und Buchstabe d) mit den Worten 
„Urnenerdgrabstätte mit Bronzeblättern als Namensträger 
auf großer Gemeinschaftsstele je Urne 80,--“ eingefügt.

4. �In § 4 Abs. 3 werden nach den Worten „Seerundweg im 
Neuen Südfriedhof,“ die Worte „die „Urnengrabanlage  
Neuer Südfriedhof“, die „Urnengrabanlage Friedhof Haid-
hausen“,“ eingefügt und nach den Worten „„Mosaikgärten 
Westfriedhof“,“ die Worte „die Künstlersektion Gräberfeld 
41 im Waldfriedhof Alter Teil,“ eingefügt.

5. �In § 7 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Doppelpunkt die 
Worte „Gebühren für besonderen zusätzlichen Aufwand 
durch“ gestrichen, bei Buchstabe g) nach dem Wort „Bei-
setzung“, bei Buchstabe h) jeweils nach dem Wort „Ein-
äscherungsanlage“. und bei Buchstabe i) nach dem Wort 
„Urnenbeisetzung“ jeweils die Worte „inkl. MwSt.“ angefügt, 
bei Buchstaben) das Wort „Benutzung“ durch die Worte 
„Fertigen und Aufstellen“ ersetzt, bei Buchstabe p) jeweils 
nach dem Wort „Schriftzeichen“ der beiden ersten Spiegel-
striche das Wort ,,(graviert)“, nach dem Wort „Schriftzei-
chen“ des dritten Spiegelstrichs das Wort „(aufgemalt)“ an-
gefügt und ein weiterer Spiegelstrich mit den Worten „eines 
Namensträgers für die Gemeinschaftsnamensstelen der  
Urnengrabanlagen im Friedhof Haidhausen und im Neuen 
Südfriedhof je Schriftzeichen (aufgemalt) 4,60“ angefügt.

6. �In § 8 Abs. 2 werden die Zahlen „4, 6 und 7“ geändert in die 
Zahlen „4 und 6“.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 05.04.2017 beschlossen.

München, 21. April 2017	 Dieter Reiter 
		  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die Abhaltung 
von Bürger- und Einwohnerversammlungen (Bürger- und 
Einwohnerversammlungssatzung)

vom 21. April 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt auf Grund von Art. 23 
S. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBI.  
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13.12.2016 (GVBI. S. 335), folgende Satzung:

§ 1
Die Satzung über die Abhaltung von Bürger- und Einwohner-
versammlungen (Bürger- und Einwohnerversammlungssat-
zung) vom 24.03.1975 (MüABI. S. 53), zuletzt geändert durch 
Satzung vom 09.01.1999 (MüABI. S. 13), wird wie folgt geän-
dert:

1. �In § 1 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 
 
„Die Bürgerversammlungen sollen in rollstuhlgerechten Ver-
sammlungslokalen abgehalten werden.“

2. ��In § 7 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Die Einwohnerversammlungen sollen in rollstuhlgerechten 
Versammlungslokalen abgehalten werden.“

§ 2
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 05.04.2017 beschlossen.

München, 21. April 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung „Ludwigsvorstadt/Schwanthalerhöhe“
der Landeshauptstadt München zur Erhaltung
der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung
gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB
(Erhaltungssatzung „Ludwigsvorstadt/Schwanthalerhöhe“) 
vom 21. April 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund des Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI.  
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13. Dezember 2016 (GVBI. S. 335) und § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBI. S. 2414), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. Oktober 2015 (BGBI. S. 1722) folgende 
Satzung: 

§ 1
Satzungsziel, räumlicher Geltungsbereich

(1) �Mit dieser Satzung wird der in Absatz 2 angegebene Be-
reich als Gebiet bezeichnet, in dem es aus besonderen 
städtebaulichen Gründen erforderlich ist, die Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung zu erhalten (§ 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2. Abs. 4 BauGB).

(2) �Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung wird gemäß 
dem beigefügten Lageplan des Referates für Stadtplanung 
und Bauordnung vom 29.09.2016 (Maßstab 1:6.000), ausge-
fertigt am 21.04.2017 festgelegt. Der Lageplan ist Bestand-
teil der Satzung.

§ 2
Sachlicher Geltungsbereich
(1) �Im Geltungsbereich der Satzung unterliegen der Rückbau, 
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die Änderung oder die Nutzungsänderung von baulichen 
Anlagen einer Genehmigungspflicht nach § 172 Abs. 1 Satz 
1 BauGB.

(2) �Von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind Vorha-
ben auf den in § 26 Nr. 2 und 3 BauGB bezeichneten 
Grundstücken (§ 174 Abs. 1 BauGB).

(3) �Eine Genehmigungs-, Zustimmungs- oder Erlaubnispflicht 
nach anderen Vorschriften bleibt unberührt.

§ 3
Antrag, Anzeige

(1) �Der Antrag auf Genehmigung nach § 172 Abs. 1 Satz 1 
BauGB ist bei der Landeshauptstadt München zu stellen. 
Sofern das Vorhaben auch bauaufsichtlich genehmigungs- 
oder zustimmungspflichtig oder nach dem Denkmalschutz-
gesetz erlaubnispflichtig ist, ist mit diesem Antrag auch der 
Antrag gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB zu stellen.

(2) �In den Fällen des § 2 Abs. 2 ist das Vorhaben der Landes-
hauptstadt München anzuzeigen.

§ 4
Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB handelt ordnungswidrig, 
wer eine bauliche Anlage in dem durch diese Satzung be-
zeichneten Gebiet ohne die nach ihr erforderliche Genehmi-
gung rückbaut oder ändert. Er kann gemäß § 213 Abs. 2 
BauGB mit Geldbuße belegt werden.

§ 5
lnkraft-Treten, Geltungsdauer

(1) �Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung „Ludwigsvorstadt/
Schwanthalerhöhe" der Landeshauptstadt München zur 
Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB (Erhaltungssat-
zung „Ludwigsvorstadt/Schwanthalerhöhe“ vom 
26.04.2012 (MüABI. 2012, S. 126 ff) außer Kraft.

(2) Sie gilt für die Dauer von fünf Jahren.

Der Stadtrat hat die Satzung am 05.04.2017 beschlossen.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:

Unbeachtlich werden

1. �eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften und

2. �nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der vorstehenden Satzung schriftlich gegenüber der Landes-
hauptstadt München (Referat für Stadtplanung und Bauord-
nung) unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

München, 21. April 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister
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Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen  
Bescheid Widerspruch einzulegen. Die Klageerhebung in 
elektronischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. Kraft 
Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungs
gerichten seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-
schuss zu entrichten.“ 

München, 10. April 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Bodenseestr. 24 – 28   
(Gemarkung: Fl.Nr.: 180/2)
Gemarkung Pasing / Flurnr.: 180/2 / Stadtbezirk: 21
Neubau eines Wohn- und Geschäftshauses mit Tiefgarage 
– VORBESCHEID

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 11.04.2017, Az. 602-1.7-2016-24335-43, wurde 
ein positiver Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben  
erteilt.

Nachbarwürdigung
Die folgenden Nachbarn haben den Eingabeplan nicht unter-
schrieben:

Fl.Nr. 540   
Fl.Nr 174   
Fl.Nr 172   
Fl.Nr 104+106   
Fl.Nr. 105/4       
Fl.Nr. 186           
Fl.Nr. 190 und 190/3 und 186/2 und 188/4.

Mit Beantwortung der Fragen zum Vorhaben werden nachbar-
rechtlich geschützte Belange nicht beeinträchtigt; insbeson-
dere werden keine Befreiungen oder Abweichungen in Aus-
sicht gestellt, die nachbarrechtlich von Bedeutung sind. Den 
o. g. Nachbarn wird eine Ausfertigung dieses Bescheides 
förmlich zugestellt. Die Zustellung des Vorbescheides an die 
Nachbarn 

Fl.Nr 104+106   
Fl.Nr. 105/ 4       
Fl.Nr. 186    
        
gemäß Art. 66 Abs. 1 Bayerische Bauordnung (BayBO) wird 
ersetzt durch öffentliche Bekanntmachung entsprechend Art. 
66 Abs. 2 Satz 4 BayBO. Die Nachbarn haben die Möglichkeit, 
entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Be-
scheid Klage einzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 

Bekanntmachung
zum Mietspiegel für München 2017

Der Stadtrat hat mit Beschluss vom 15.03.2017 den am 
09.03.2017 veröffentlichten Mietspiegel für München 2017 als 
qualifizierten Mietspiegel im Sinne des § 558d
Bürgerliches Gesetzbuch anerkannt.

München, 21. April 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Fritz-Baer-Str. 16c
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Forstenried, 608/13, 17
Neubau zweier Mehrfamilienhäuser (8 + 9 WE) mit Tief­
garage (17 Stpl.)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 10.04.2017, Az. 602-1.2-2016-19126-33, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die  
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 438, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-lbk-team33@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
2 33-2 40 34.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Zustellung Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtli-
che Zulassung hat nach § 212 a Baugesetzbuch (BauGB) kei-
ne aufschiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung (§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung 
mit § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung) kann 
beim vorgenannten Bayerischen Verwaltungsgericht München 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts gestellt werden. 
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80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift bei-
gefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elekt-
ronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Klage, die sich allein gegen die Höhe der Kosten rich-
tet, hat keine aufschiebende Wirkung (§ 80 Abs. 2 Ziffer 1 
VwGO). Es besteht jedoch die Möglichkeit, beim Bayerischen 
Verwaltungsgericht München (Anschrift s.o.) Antrag auf An-
ordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage zu stellen  
(§ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO). 
Bei der Anforderung von öffentlichen Abgaben und Kosten 
(§ 80 Abs. 2 Ziffer 1 VwGO) ist der Antrag nach § 80 Abs. 5 
VwGO an das Bayerische Verwaltungsgericht München nur 
zulässig, wenn die Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV, Lokal-
baukommission einen Antrag auf Aussetzung der Vollzie-
hung ganz oder zum Teil abgelehnt hat oder über diesen An-
trag ohne Mitteilung eines zureichenden Grundes in 
angemessener Frist sachlich nicht entschieden hat oder die 
Vollstreckung droht (§ 80 Abs. 6 VwGO). 
Diese Anträge hemmen nicht den Lauf der Rechtsmittelfrist. 
D.h. nur eine Klageerhebung verhindert, dass der Bescheid 
bestandskräftig wird.

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

Hinweise:

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 418, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der Telefon-
nummer 2 33-2 59 87.

München, 11. April 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Hinweis auf Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München

Öffentliche Bekanntmachung einer Änderungsgenehmi-
gung gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Carl-Wery-Straße
Gemarkung Perlach, Fl.Nr. 430/1, 445/4, 452/17, 453/1  
und 446/10
WA 2 – Neubau eines Wohngebäudes (272 WE)  
mit Tiefgarage (179 Stpl.) 
(Änderungsgenehmigung, hier: Neubau eines Wohngebäu-
des (256 WE) mit Tiefgarage (179 Stpl.) und Bewohnertreff)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 19.04.2017, Az. 602-1.202-2017-4446-31, wurde 
eine Änderungsgenehmigung für das oben genannte Vorhaben 
unter Auflagen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, 
wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekannt-
machung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als 
bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommis-
sion, einsehen. Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter 
der E-Mailadresse plan.ha4-lbk-team31@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Zustellung Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift bei-
gefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Die Anfechtungsklage eines Dritten gegen die bauaufsichtliche 
Zulassung hat nach § 212 a Baugesetzbuch (BauGB) keine 
aufschiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung (§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung) kann 
beim vorgenannten Bayerischen Verwaltungsgericht München 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts gestellt werden. 

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen  
Bescheid Widerspruch einzulegen. Die Klageerhebung in 
elektronischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. Kraft 
Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungs
gerichten seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-
schuss zu entrichten." 

München 19. April 2017	 Landeshauptstadt 		
		  München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission
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Bekanntmachung

Planfeststellung nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz 
(AEG) für das Vorhaben barrierefreier Ausbau der S-
Bahn-Station Haltepunkt St.-Martin-Straße der Strecke 
5551 München-Ost - Deisenhofen, Bahn-km 1,06 bis 
Bahn-km 1,36 in der Landeshauptstadt München 

Die Planunterlagen vom 21.03.2017 - bestehend aus 
Zeichnungen und Erläuterungen und eventuell weiteren 
Unterlagen nach § 6 UVPG - liegen zur allgemeinen Ein-
sicht aus

in der Zeit vom 05. Mai 2017 bis einschließlich 06. Juni 2017

bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt
planung und Bauordnung, Blumenstraße 28b,  
80331 München, Auslegungsraum 071 Erdgeschoss 
(barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes,  
Blumenstraße 28a) 

während der Dienststunden 
Montag bis Donnerstag von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr, 
Freitag von 9.00 Uhr bis 14.00 Uhr 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

1. �Zuständig für die Durchführung des Planfeststellungsver-
fahrens sowie für die Erteilung von Auskünften und die Ent-
gegennahme von Äußerungen und Fragen ist die Regierung 
von Oberbayern.

2. �Die ausgelegten Planunterlagen enthalten sämtliche Anga-
ben nach § 6 UVPG. 

3. �Jede Person, deren Belange durch das Vorhaben berührt 
werden, kann Einwendungen gegen den Plan bis spätes-
tens zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist,  das ist 
bis zum 20. Juni 2017, schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der

Regierung von Oberbayern
Maximilianstraße 39
80538 München
Zimmer 4134 

oder bei der

Landeshauptstadt München
Referat für Stadtplanung und Bauordnung
HA I Stadtentwicklungsplanung
Blumenstraße 31
80331 München
Zimmer 226, 228 oder 230 

erheben.
Dies gilt gleichermaßen für die Einwendungen und Stellung-
nahmen der nach landesrechtlichen Vorschriften im Rahmen 
des § 60 Bundesnaturschutzgesetz anerkannten Vereine 
sowie sonstiger Vereinigungen, soweit sich diese für den 
Umweltschutz einsetzen und nach in anderen gesetzlichen 
Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umwelt
angelegenheiten vorgesehenen Verfahren (Umwelt-Rechts
behelfsgesetz) anerkannt sind. 

Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und 
das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. Mit Ablauf 
der Einwendungsfrist sind Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen. Einwendungen und Stellungnahmen 
der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist eben-
falls ausgeschlossen. 

Der Einwendungsausschluss beschränkt sich bei Einwen-
dungen und Stellungnahmen, die sich auf die Schutzgüter 
nach § 2 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) beziehen, auf dieses Verwaltungsver-
fahren. In Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältig-
ter gleich lautender Texte eingereicht werden, ist ein Unter-
zeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der 
übrigen Unterzeichner für das Verfahren zu bezeichnen,  
soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt ist. 
Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite enthalten sein, andernfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. Ein-
wendungen per E-Mail sind nicht möglich.

4.	� Rechtzeitig erhobene Einwendungen und Stellungnahmen 
werden vorbehaltlich einer noch zu treffenden Entschei-
dung nach § 18 a Nr. 5 Satz 1 AEG in einem Termin erörtert, 
den die Regierung von Oberbayern noch ortsüblich be-
kannt machen wird. Der Erörterungstermin ist nicht öffent-
lich. Diejenigen, die Einwendungen erhoben haben bzw. – 
bei gleichförmigen Einwendungen im Sinn von obiger 
Nummer 3 Satz 5 – deren Vertreter oder Bevollmächtigte 
werden von dem Erörterungstermin gesondert benachrich-
tigt. Falls mehr als 50 solche Benachrichtigungen vorzu-
nehmen sind, sollen diejenigen, die Einwendungen erho-
ben haben, von dem Erörterungstermin durch öffentliche 
Bekanntmachung benachrichtigt werden. Die Vertretung 
durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmäch-
tigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, 
die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. Bei 
Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin 
kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungs-
verfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet.

5.	� Durch Einsichtnahme in den Plan, Erhebung von Einwen-
dungen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreter-
bestellung entstehende Aufwendungen werden nicht er-
stattet.

6.	� Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der 
Planfeststellung zumindest dem Grunde nach zu entschei-
den ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in 
einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

7.	� Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhö-
rungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde ent-
schieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststel-
lungsbeschluss) kann durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzuneh-
men sind.

8.	� Es besteht in diesem Verfahren keine Pflicht zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Die vorstehen-
den Hinweise gelten für die Anhörung der Öffentlichkeit zu 
den Umweltauswirkungen des Bauvorhabens nach § 9 
Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung entsprechend.

9.	� Vom Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststellungs-
verfahren an, tritt gemäß § 19 AEG die Veränderungssperre 
auf den vom Plan in Anspruch genommenen Grundstücken 
ein.

10.	 �Diese Bekanntmachung wird gemäß Art. 27a BayVwVfG 
zusätzlich auf der Internetseite der Landeshauptstadt 
München bereitgestellt und ist über den folgenden Link 
erreichbar: www.muenchen.de/auslegung 

München, 20.04.2017	� Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung
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Bekanntmachung: �Bauleitplanverfahren – Beteiligung  
der Öffentlichkeit –  hier: Frühzeitige 
Unterrichtung gemäß § 3 Abs. 1 
des Baugesetzbuches (BauGB)

Stadtbezirk 15 Trudering-Riem
Stadtbezirk 16 Ramersdorf-Perlach

Für das Planungsgebiet

1. �Flächennutzungsplan
Änderung des Flächennutzungsplanes
mit integrierter Landschaftsplanung
für den Bereich VI/31
Fauststraße (südlich),
östlich des Schanderlweges

2. Bebauungsplan
Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2119
Fauststraße (südlich),
östlich des Schanderlweges
(Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1209,
Teiländerung des Bebauungsplanes Nr. 600)

wird die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit vom  
11. Mai 2017 mit 12. Juni 2017 durchgeführt.

Die Vollversammlung des Stadtrates hat am 19.10.2016 be-
schlossen, für das vorgenannte Gebiet den Flächennutzungs-
plan mit integrierter Landschaftsplanung zu ändern und einen 
Bebauungsplan mit Grünordnung aufzustellen.

Mit dem Bebauungsplan wird das Baurecht für eine kompakte 
Wohnsiedlung mit ca. 80 Wohneinheiten geschaffen. Weitere 
wichtige Ziele der Planung sind die Entwicklung des Gebietes 
im Sinne höchster Nachhaltigkeitskriterien, die Schaffung einer 
nord-süd-gerichteten, angemessenen Grünverbindung zur 
naturräumlichen Vernetzung des Truderinger Waldes zur Siche-
rung der landschaftlichen und ökologischen Funktionen, der 
Erhalt des wertvollen Baumbestandes und eine flächenspa-
rende Erschließung. Bei der Umsetzung des Vorhabens sollen 
Eingriffe in Natur und Landschaft minimiert und ein ressour-
censchonender Umgang mit dem Naturhaushalt gewährleistet 
werden.

Die Unterlagen, aus denen sich die Öffentlichkeit zu den allge-
meinen Zielen und Zwecken der Planung, sich wesentlich  
unterscheidenden Lösungen und den voraussichtlichen 
Auswirkungen der Planung unterrichten kann, werden vom 
11.05.2017 mit 12.06.2017 an folgenden städtischen Dienst-
stellen zur Einsicht bereitgehalten:

1. �beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumen-
straße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Ausle-
gungsraum - barrierefreier Eingang an der Ostseite des Ge-
bäudes, auf Blumenstraße 28a –), von Montag mit Freitag 
von 6.30 bis 18 Uhr,

2.	� bei der Bezirksinspektion Ost, Trausnitzstraße 33 (Mon-
tag, Mittwoch, Freitag von 7.30 bis 12 Uhr, Dienstag von 
8.30 bis 12 Uhr und 14 bis 16 Uhr, Donnerstag von 8.30 bis 
15 Uhr),

3.	�� bei der Stadtbibliothek Ramersdorf, Führichstraße 43 
(Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag von 10 bis 19 Uhr 
und Mittwoch von 14 bis 19 Uhr;   
Achtung: am 16.05.2017 von 15 bis 19 Uhr),

4.	� bei der Stadtbibliothek Waldtrudering, Wasserburger 
Landstraße 241 (Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag 
von 10 bis 19 Uhr und Mittwoch von 14 bis 19 Uhr;  
Achtung: am 16.05.2017 von 15 bis 19 Uhr).

Die Unterlagen zum Bebauungsplanverfahren sind auch im  
Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung zu 
finden.
Äußerungen können während dieser Frist bei den oben ge-
nannten städtischen Dienststellen vorgebracht werden. Diese 
werden überprüft und fließen dann in das weitere Bauleitplan-
verfahren ein. Eine Entscheidung zu den Äußerungen wird 
durch den Stadtrat getroffen.

Auskünfte und Einzelerörterungen zum Bebauungsplan erhal-
ten Sie unter der Telefonnummer 2 33-2 28 25, Blumenstraße 
28b (Hochhaus), Zimmer Nr. 342 während der Dienstzeit  
Montag mit Freitag von 9.30 bis 12.30 Uhr. Termine außerhalb 
dieses Zeitraumes können telefonisch vereinbart werden.

Grundsätzliche Aussagen zum Flächennutzungsplan erhalten 
Sie unter der Telefonnummer 2 33-2 28 30, Blumenstraße 31 
(Eingang Angertorstraße 2), Zimmer Nr. 323.

Eine Erörterung in größerem Rahmen über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke der Planung kann bis spätestens 12.06.2017 
beantragt werden.

Wenn mehrere Anträge auf öffentliche Erörterung eingehen, 
erfolgt die Bekanntgabe des Erörterungstermines im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München.

München, 19.04.2017	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung“

Grundsteuer- und Gewerbesteuervorauszahlungen
für die Fälligkeit am 15. Mai 2017

Die Stadtkämmerei erinnert alle Steuerpflichtigen daran, dass 
die für das II. Quartal 2017 fällig werdenden Grundsteuern 
und Gewerbesteuervorauszahlungen bis spätestens

15. Mai 2017

an das Kassen- und Steueramt zu entrichten sind.

Durch die rechtzeitige Begleichung der Schuldigkeiten werden 
Säumniszuschläge, Mahngebühren und Kosten für weitere 
Maßnahmen vermieden.
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Diese Erinnerung ist nicht zu beachten, wenn das Kassen- 
und Steueramt bereits zur Abbuchung ermächtigt ist oder ein 
entsprechendes SEPA-Basislastschriftmandat rechtzeitig 
beim Kassen- und Steueramt eingeht.

Bei eigenen Einzahlungen bzw. Überweisungen bitten wir un-
bedingt die dreizehnstellige Kassenkonto-Nummer anzuge-
ben. Sie finden die Nummer auf Ihrem letzten Bescheid.

Die Stadt München bedankt sich bereits an dieser Stelle für 
eine pünktliche Zahlung, die hilft, die vielfältigen Aufgaben 
zum Wohl der Münchner Bürgerinnen und Bürger auch weiter-
hin erfüllen zu können.

Abschließend noch ein Hinweis:
Die Teilnahme am SEPA - Lastschriftverfahren erspart den 
Zahlungspflichtigen die Terminüberwachung und erleichtert 
den Zahlungsverkehr.

Konten des Kassen- und Steueramtes bei Geldinstituten 
in München

Postbank München	
IBAN: DE78 7001 0080 0000 9198 03	 BIC: PBNKDEFFXXX
Stadtsparkasse München	
IBAN: DE86 7015 0000 0000 2030 00	 BIC: SSKMDEMMXXX
HypoVereinsbank München	
IBAN: DE34 7002 0270 0000 0813 00	 BIC: HYVEDEMMXXX

München, 7. April 2017	 Stadtkämmerei
		  Kassen- und Steueramt

Bürgerversammlung des 19. Stadtbezirkes – Thalkirchen-
Obersendling-Fürstenried-Forstenried-Solln

Auf Anregung des Bezirksausschusses 19 – Thalkirchen-
Obersendling-Fürstenried-Forstenried-teile ich mit, dass am 
Donnerstag, den 11.05.2017 um 19.00 Uhr im Bürgersaal 
Stadtteilzentrum Fürstenried-Ost, Züricher Straße 35, 81476 
München, die Bürgerversammlung des 19. Stadtbezirkes – 
Thalkirchen-Obersendling-Forstenried-Fürstenried-Solln 
stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird Frau Bürgermeiste-
rin Christine Strobl übernehmen.

Die Landeshauptstadt München gibt Folgendes bekannt: 

Widmungsverfügungen
für den 23. Stadtbezirk:

Gemäß dem Beschluss des Bezirkausschusses des 23. Stadt-
bezirkes vom 14.03.2017 wird die Teilstrecke des Martha-Nä-
bauer-Platzes (Teilfl. aus Flstk. Nr. 1398/64, Gemarkung Allach) 
zwischen der Rhoda-Erdmann-Straße (= km 0,000) und dem 
Ende der Kehre (= km 0,061) zu einer Ortsstraße gewidmet.

Die Teilstrecke des Martha-Näbauer-Platzes (Teilfl. Flstk. aus 
1398/63, Gemarkung Allach) zwischen dem Ende der Kehre  
(= km 0,061) und der Grünanlage (= km 0,113) wird zu einem 
„beschränkt-öffentlichen Weg, Fußverkehr“ gewidmet. 

Die Landeshauptstadt München besitzt die für die Widmungs-
erweiterung erforderliche Verfügungsbefugnis.

Die Widmungserweiterung gilt gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 4 
VwVfG am 03.05.2017 als bekannt gegeben und damit wirk-
sam. 

Diese Verfügungen einschließlich ihrer Begründungen und  
Lagepläne, können bei der Landeshauptstadt München, Bau-
referat, Friedenstraße 40, 81671 München, Zimmer 5. 134 
(während der üblichen Dienstzeiten) bis zum 03.06.2017 ein-
gesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügungen kann innerhalb eines Monats nach 
ihrer Bekanntgabe Klage beim Bayerischen Verwaltungs
gericht in München, Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 
München, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundenbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Landeshauptstadt 
München) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen an-
gegeben, der angefochtene Bescheid soll in Unterschrift oder 
Anschrift beigefügt werden. Die Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.Juni 2007 (GVBl 
S.390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des 
BayStrWG abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen 
diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 
Die Klageerhebung in elektronischer Form ist (z.B. durch E-Mail) 
ist unzulässig. 
Kraft Bundesrecht ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungs-
gerichten seit 1. Juli 2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-
schuss zu entrichten. 

München, 2. Mai 2017	 Baureferat			 
		  Verwaltung und Recht
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Nichtamtlicher Teil

Buchbesprechungen

Hartung, Wolfgang, Herbert P. Schons und Horst-Reiner 
Enders: Rechtsanwaltsvergütungsgesetz. Kommentar. – 
3. neubearb. Aufl. – München: Beck, 2017. XXII, 1431 S. 
ISBN 978-3-406-69507-0; € 119.–

Der Handkommentar aus der gelben Reihe des Beck-Verlages 
erläutert das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz sowie das Ver-
gütungsverzeichnis kompakt und übersichtlich.
Der Kommentar setzt seinen Schwerpunkt bei den in der Pra-
xis relevanten Problemfeldern und richtet sich damit an den 
Bedürfnissen von Anwälten aus. Eingearbeitet ist die aktuelle 
höchst- und obergerichtliche Rechtsprechung, die durchaus 
kritisch kommentiert wird. Berechnungsbeispiele, Praxishin-
weise, Formulierungsvorschläge und Streitwerttabellen unter-
stützen im Alltag.
Die Neuauflage ist auf dem Rechtsstand von September 2016 
und berücksichtigt vor allem die praktischen Auswirkungen 
des 2. KostRMoG und der PKH-Reform.

Quali und Abschlussprüfung 2017. Bestimmungen für  
die besondere Leistungsfeststellung. Qualifizierender 
Abschluss der Mittelschule. Abschlussprüfung 10. Klasse 
zum Mittleren Schulabschluss. Bearb. von Alfons Voit 
und Jörg Wolf. – München: Maiß, 2017. 166 S.  
ISBN 978-3-95672-038-3; € 26,80.

Die Broschüre gibt konkrete Hilfestellung zu allen Aspekten 
der Durchführung der Prüfung zum mittleren Schulabschluss 
der Mittelschule und enthält alle Bestimmungen der besonde-
ren Leistungsfeststellung, teilweise prägnant erläutert. 
Die Broschüre umfasst folgende Teile:
– �Bestimmungen und Erläuterungen zum Quali einschließlich 

Anhang
– �Abschluss 10. Klasse
– �Bestimmungen in der Schulordnung zum Mittlere-Reife-Zug 

der Mittelschule 
– �Weitere Regelungen, Fakten und Informationen zum Mittlere-

Reife-Zug der Mittelschule.

Loth, Hans-Friedrich: Gebrauchsmustergesetz. Kommen-
tar. Unter Mitarbeit von Ronny Hauck, Ricarda Pantze 
und Johanna Stock. – 2. Aufl. – München: Beck, 2017. 
XXIII, 897 S. ISBN 978-3-406-69708-1; € 139.–

Der Kommentar aus der gelben Reihe des Beck Verlages be-
handelt prägnant das deutsche Gebrauchsmustergesetz für 
Praktiker. Neben der einschlägigen Rechtsprechung des 
BGH, des Bundespatentgerichts und der Instanzgerichte wird 

auch die relevante Entscheidungspraxis des EPA und des 
EuGH ausgewertet. Patentrechtliche Grundsätze werden mit-
einbezogen, soweit sie für die Anwendung des Gebrauchs-
mustergesetzes von Interesse sind. Dargestellt wird auch die 
Einbettung des GebrMG international Vertrag und Schutzsys-
tem (EPÜ, Einheitspatent, PCT, TRIPS).
Die Neuauflage wurde in großen Teilen völlig neu bearbeitet. 
Eingearbeitet sind die Adaptierung neuer patentrechtlicher 
Entwicklungen im Gebrauchsmusterrecht sowie die neuesten 
Verordnungen und Richtlinien des DPMA. Im Anhang sind die 
praxisrelevanten Vorschriften abgedruckt. Ein Entscheidungs-
register rundet den Band ab.

Hild, Eckart C., Claas Fuhrmann und Sebastian  
Wollschläger: Praxisleitfaden für Steuerstrafverfahren. 
Wissen über Ermittlungsmethoden, Verteidigungsmög-
lichkeiten und Erledigungsstrategien. – 4., vollständig 
überarb. Aufl. – Freiburg: Haufe, 2016. 248 S.  
ISBN 978-3-448-08106-8; € 29,95. 

Der Ratgeber informiert die Steuerbürger über den Ablauf des 
Steuerstrafverfahrens, das gleichzeitig auch ein Steuerfest
setzungsverfahren impliziert. Die Autoren geben verhaltens-
nützliche Leitlinien bei der Einleitung eines Steuerstrafverfah-
rens und stellen den Rechtsschutz des betroffenen 
Steuerbürgers in den Mittelpunkt. 
Die Verfasser beschreiben den Ablauf des Steuerstrafverfah-
rens mit dem Ermittlungs-, Zwischen- und Hauptverfahren. 
Sie informieren über die Grundlagen des Steuerkonflikts, der 
die Aspekte Steuerfestsetzung, Steuerarrest und Vollstre-
ckung umfasst. Am Ende werden die Themen Selbstanzeige 
und ausländisches Kapitalvermögen erörtert.
Praktikertipps und zahlreiche Beispielsfälle sollen betroffenen 
Steuerbürgern konkrete Hilfestellung geben.

Mayer, Günter: Richtig handeln im Trauerfall. Frühzeitig 
Vorsorge treffen – für sich selbst und die Angehörigen: 
Testament, Bestattung, Nachlass. – 7. aktual. Aufl. – Re-
gensburg: Walhalla, 2016. 199 S. (Wissen für die Praxis) 
ISBN 978-3-8029-4083-5; € 9,95. 

Der Ratgeber erläutert verständlich, was Angehörige nach  
einem Todesfall beachten müssen, um alle notwendigen  
Regelungen schnell und richtig zu treffen. Behandelt werden 
Fragen, was im Umgang mit dem Beerdigungsinstitut, der 
Bank, den Versicherungen und dem Nachlassgericht zu be-
denken ist. Aber auch Fragen zur Aufgabe einer Mietwohnung 
werden angesprochen. Eingegangen wird auf das Pflichtteils-
recht und auf das Thema „Schulden erben“. Ein Kapitel wid-
met sich der Erbschaftsteuer. 
Der Autor gibt viele Anregungen, welche Regelungen noch zu 
Lebzeiten getroffen werden können, um mögliche Komplika
tionen bereits im Vorfeld zu vermeiden. Mustertexte sowie Er-
läuterungen zum Bestattungsrecht in den unterschiedlichen 
Bundesländern runden den Ratgeber ab.
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EUV/AEUV. Vertrag über die Europäische Union und  
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union. 
Hrsg. von Rudolf Geiger, Daniel-Erasmus Khan und  
Markus Kotzur. – 6., überarb. Aufl. – München: Beck, 2017. 
XXXIII, 1254 S. ISBN 978-3-406-67480-8; € 129.–

Der eingeführte Kurzkommentar aus der gelben Reihe des 
Beck-Verlages bietet einen guten Überblick über das Euro
päische Primärrecht. Der Band behandelt besonders praxis-
nah den Vertrag über die EU (EUV) und den Vertrag über die 
Arbeitsweise der EU (AEUV). Dabei verweist er auch auf das 
einschlägige Sekundärrecht. 
Die Neuauflage beschreibt die aktuellen Entwicklungen und 
thematisiert u.a. die Asyl- und Flüchtlingspolitik, die Strategie 
Europa 2020, die umfangreiche neuere Rechtsprechung zu 
den Grundfreiheiten sowie Grundrechten (Art. 6 EUV), die ak-
tuelle Rechtsprechung zum Zugang zu Sozialleistungen im 
Rahmen der Unionsbürgerschaft, die neuen Regelungen zu 
Gründung, Organisation sowie Aufgaben spezifisch europäi-
scher politischer Parteien (Art. 10 EUV), die Ausgestaltung 
des Europäischen Auswärtigen Dienstes sowie das Recht auf 
Austritt (Art. 50 EUV).

Insolvenzordnung (InsO). InsO mit EuInsVO (Neufassung). 
Kommentar. Hrsg. von Eberhard Braun. – 7., neu bearb. 
Aufl. – München: Beck, 2017. LI, 2060 S.  
ISBN 978-3-406-69675-6; € 149.–

Das Autorenteam erläutert kompakt die Insolvenzordnung nah 
an den Problemen der Praxis und die Neufassung der EuInsVO. 
Der Praktikerkommentar weist neben den rechtlichen auch 
auf die steuerlichen und betriebswirtschaftlichen Aspekte hin. 
Die Neuauflage berücksichtigt die geplanten Änderungen 
durch die Reform des Anfechtungsrechts, das Gesetzesvor-
haben zur Einführung eines Konzerninsolvenzrechts und die 
Neufassung der EuInsVO. Rechtsprechung und Literatur wur-
den aktualisiert. 
Ein differenziertes Sachverzeichnis unterstützt bei gezielten 
Recherchen.

Kommentar zur HOAI. Gesamtdarstellung zum Architek-
ten- und Ingenieurrecht. Begründet von Horst Locher ... 
Bearb. und hrsg. von Wolfgang Koeble, Ulrich Locher, 
Alexander Zahn. – 13, neu bearb. und erweiterte Aufl. – 
Köln: Werner, 2017. XVIII, 1540 S.  
ISBN 978-3-8041-4784-3; € 199.–

Der bewährte Kommentar erläutert die HOAI, das Honorar-
recht für Architekten und Ingenieure. Praxisorientierte Probleme 
stehen im Vordergrund. 
In die Neuauflage wurde die umfangreiche Rechtsprechung 
und Literatur zur HOAI 2013 eingearbeitet, u.a. zu Fragen der 
Planungsänderungen, zur Honorarminderung bei Weglassen 
von Leistungen und zu den Leistungsbildern der Objektpla-
nung sowie der Fachplanung.
Die Autoren berücksichtigen die beabsichtigte Reform des 
Bauvertragsrechts. Diese führt nach dem vorliegenden Regie-
rungsentwurf zu erheblichen Änderungen im Bereich des  
Architekten- und Ingenieurrechts: 
– �Änderungen betreffend die Abnahme und die Kündigung 

aus wichtigem Grund

– �Spezialregelungen über Leistungspflichten bei Architekten- 
und Ingenieurverträgen

–� Sonderkündigungsrecht am Ende der Zielfindungsphase
–� Teilabnahme der Architekten- und Ingenieurleistung
–� Subsidiarität der Haftung bei Ausführungsfehlern.
Dem Kommentar vorangestellt ist der Text der HOAI 2013,  
sowie Synopsen der HOAI 2002/2009 und 2009/2013.

Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 
Hrsg. von Franz Jürgen Säcker und Roland Rixecker. –  
7. Aufl. – München: Beck.
Bd. 3a: Schuldrecht. Besonderer Teil. §§ 491-515 nF.  
Red.: Harm Peter Westermann. – 2017. XV, 357 S. 
ISBN 978-3-406-70354-6; € 79.-

Der Münchener Kommentar Bürgerliches Gesetzbuch ver-
steht sich als ein umfassendes Erläuterungswerk zum BGB für 
Praxis und Wissenschaft. Die 7. Auflage ist auf 13 Bände an-
gelegt.
Der Band 3a enthält eine Kommentierung der neugefassten 
§§ 491-515 BGB und ergänzt damit den bereits vorliegenden 
Band 3. 
Das Gesetz zur Umsetzung der Wohnimmobilienkreditricht
linie und zur Änderung handelsrechtlicher Vorschriften hat er-
heblich in das Regelungsgefüge des Verbraucherkreditrechts 
eingegriffen. Eingeführt wurde die systematische Zweiteilung 
zwischen Allgemein-Verbraucherdarlehensverträgen einer-
seits und Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträgen anderer-
seits.
Die Sonderregeln für Immobilienfinanzierungen sind inhaltlich 
erheblich erweitert worden und nicht mehr an einer Stelle zu-
sammengefasst. Weiterhin finden sich in §§ 505a ff. nunmehr 
detaillierte zivilrechtliche Vorgaben zur Kreditwürdigkeitsprü-
fung. Zudem hat der Gesetzgeber die Umsetzung der RL 
2014/17/EU zum Anlass genommen, eine Beratungspflicht bei 
der dauerhaften und erheblichen Inanspruchnahme von Über-
ziehungskrediten einzuführen.

Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege. Recht, 
fachliche Grundsätze, Verfahren, Finanzierung. Begrün-
det v. Dieter J. Martin und Michael Krautzberger. Neu 
hrsg. von Dimitrij Davydov und Jörg Spennemann. – 4., 
überarb. u. erw. Aufl. – München: Beck, 2017. LXII, 868 S. 
ISBN 978-3-406-69856-9; € 95.–

Das Handbuch beleuchtet für Praktiker alle notwendigen 
denkmalpflegerischen und denkmalschutzrechtlichen Frage-
stellungen: Recht, fachliche Grundsätze, Verfahren, Finanzie-
rung und Steuern. 
Die Neuauflage wurde grundlegend aktualisiert und neu kon-
zipiert. Die rechtlichen Aufgaben und Problemstellungen des 
Denkmalschutzes stehen im Vordergrund, ohne die für die 
Praxis der Denkmalpflege wichtigen fachlichen Fragen wie 
z.B. Konservierung und Restaurierung, Denkmalerfassung 
und -vermittlung zu vernachlässigen.
Aktuelle Schwerpunkte der Neuauflage bilden die wirtschaftli-
che Zumutbarkeit sowie die Spannungsfelder zwischen Denk-
malschutz und Erzeugung erneuerbarer Energien sowie der 
Barrierefreiheit. Umfassender als bisher werden die internatio-
nalen und europäischen Rechtsgrundlagen sowie die Vor-
schriften anderer europäischer Staaten dargestellt. Ebenfalls 
enthalten ist eine kurze Darstellung der wesentlichen Rege-
lungen des neuen Kulturgutschutzgesetzes.
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Wahrendorf, Volker: Asylbewerberleistungsgesetz.  
Kommentar. – München: Beck, 2017. XIII, 249 S.  
ISBN 978-3-406-70274-7; € 59.–

Der neue Kommentar aus der gelben Reihe des Beck Verlages 
erläutert das Asylbewerberleistungsgesetz, in dem die exis-
tenzsichernden Leistungen für Asylbewerber geregelt sind.
Die einzelnen Kommentierungen folgen einem einheitlichen 
Grundmuster: Nach einer allgemeinen Einführung in die Be-
deutung der jeweiligen Vorschriften schließt sich  eine am 
Aufbau des Paragraphen orientierte Erläuterung an. Der Autor 
legt Wert darauf, dass die Ausführungen auch für den juristi-
schen Laien gut verständlich sind. Bei rechtlichen Streitfragen 
orientiert sich der Verfasser vornehmlich an der Rechtspre-
chung des BSG und der Obergerichte.
Hinweise auf einschlägiges Schrifttum ermöglichen eine ver-
tiefte Beschäftigung mit Einzelfragen. Eine umfangreiche Ein-
leitung und ein Stichwortverzeichnis erleichtern den Einstieg 
in diese Materie. Die jüngst erlassenen Änderungsgesetze 
zum AsylbLG sind eingearbeitet, u.a.: das Asylverfahrensbe-
schleunigungsgesetz, das Asylpaket II und das Integrations-
gesetz.

Lexikon für das Lohnbüro: Arbeitslohn, Lohnsteuer,  
Sozialversicherung von A bis Z. Ausgabe 2017. Bearb. von 
Wolfgang Schönfeld und Jürgen Plenker. – 59. Aufl., 
Rechtsstand: 1.1.2017. – Heidelberg: Rehm, 2017. 1223 S. 
ISBN 978-3-8073-2587-3; € 82,99.

Das Lexikon ist ein Nachschlagewerk für die tägliche Arbeit im 
Lohnbüro. Der Band erscheint jährlich im Januar. Die Ände-
rungen im Bereich der Lohnsteuer und der Sozialversicherung, 
die für die Abrechnung im Lohnbüro relevant sind, werden auf 
der vorderen Umschlagseite prägnant zusammengefasst.
Praxisgerecht aufbereitet und schnell auffindbar werden die 
Informationen zu Arbeitslohn, Lohnsteuer und Sozialversiche-
rung alphabetisch unter Stichworten angezeigt. Die beiden 
ersten Kapitel behandeln grundsätzliche Fragen zum Lohn-
steuerabzug und zur Sozialversicherung. Neben den aktuellen 
Lohnsteuertarifen und Beitragsbemessungsgrenzen berück-
sichtigt die Neuauflage u.a. die neuen Auslandstage- und 
Übernachtungsgelder 2017, die neuen Steuerbefreiungs- und 
Pauschalierungsvorschriften bei Elektrofahrzeugen sowie die 
Änderungen bei der betrieblichen Altersversorgung.
Anhänge zu Einzelfragen und ein kostenloser monatlicher  
Online-Aktualisierungsdienst runden das Werk ab.

Straßenverkehrsrecht: Straßenverkehrsgesetz, Elektro-
mobilitätsgesetz, Straßenverkehrs-Ordnung ... Kommen-
tiert von Peter König und Peter Dauer. – 44. Aufl. –  
München: Beck, 2017. XXII, 2063 S. (Beck’sche Kurz-
Kommentare; 5) ISBN 978-3-406-69610-7; € 135.– 

Das Standardwerk Hentschel / König / Dauer kommentiert 
das Straßenverkehrsrecht mit Stand Herbst 2016. Erläutert 
werden das Straßenverkehrsgesetz (StVG), das Elektromobili-
tätsgesetz, die Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), die Fahrer-
laubnis-Verordnung (FeV), die Fahrzeug-Zulassungsverord
nung (FZV), die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

(StVZO), die EG-Fahrzeuggenehmigungsverordnung (EG-FGV) 
in Auszügen sowie die verkehrsrechtlich relevanten Bestim-
mungen aus Strafgesetzbuch und Strafprozessordnung und 
die Bußgeldkatalog-Verordnung.
In die Neuauflage sind wieder die Änderungen aus der jüngs-
ten Zeit eingearbeitet, u.a.: Novellierung der StVO durch die 
50. StVR-ÄndVO betreffend die Bevorrechtigung elektrisch 
betriebener Fahrzeuge; Änderung von mehr als 20 Paragrafen 
und 7 Anlagen der Fahrerlaubnis-Verordnung durch die 1. und 
2. FeV-ÄndVO; Zweites Gesetz zur Änderung des Kraftfahr-
zeugsteuergesetzes und des Versicherungssteuergesetzes 
und das Elektromobilitätsgesetz.
Die aktuelle Rechtsprechung und die Literatur ist eingearbei-
tet, insbesondere ist die höchstrichterliche Rechtsprechung 
vollständig berücksichtigt. Ein ausführliches Register er-
schließt den Kommentar. 

Dietlein, Johannes und Johannes Hellermann: Öffentli-
ches Recht in Nordrhein-Westfalen. Verfassungsrecht, 
Kommunalrecht, Polizei- und Ordnungsrecht, Öffentli-
ches Baurecht. Eine prüfungsorientierte Darstellung. –  
6. Aufl. – München: Beck, 2016. XXXVI, 654 S. 
ISBN 978-3-406-69562-9; € 29,80. 

Das Lehrbuch vermittelt das Examenswissen in den maßgeb-
lichen Gebieten des nordrhein-westfälischen Verwaltungs-
rechts. Behandelt werden die Pflichtfächer Kommunalrecht, 
Polizei- und Ordnungsrecht, Öffentliches Baurecht. Vorange-
stellt ist eine Darstellung des Verfassungsrechts von NRW. 
Der Stoff wird mit seinen Wechselbezügen zu europa- und 
bundesrechtlichen Vorgaben dargestellt. Die wichtigsten 
Sachfragen werden anhand von kleineren Fällen verdeutlicht. 
Grafiken und Schemata fassen Lerninhalte zusammen. Zu-
dem werden zu typischen Aufbauproblemen in Klausur und 
Hausarbeit Tipps gegeben. Die Neuauflage bringt das Werk 
wieder auf aktuellen Stand.

Handbuch des Fachanwalts Bau- und Architektenrecht. 
Hrsg. von Johann Kuffer und Axel Wirth. – 5. Aufl. – Köln: 
Werner, 2017. XXVIII, 1793 S. ISBN 978-3-8041-5465-0; 
€ 159.–

Das eingeführte Handbuch bietet eine systematische Darstel-
lung des Baurechts, mit seinen vielfältigen Verflechtungen 
vom privaten und öffentlichen Bereich. Zusätzlich fließen auch 
betriebswirtschaftliche Aspekte ein. 
Die Autoren orientieren sich an den Fragestellungen der Bau-
praxis. Der Aufbau des Werkes blieb unverändert. Die Kapitel 
widmen sich folgenden Themen: Vertragsschluss; Vertrags-
ausführung; Vertragsbeendigung; Versicherung; Bauträger-
recht; Auftraggeber- und Auftragnehmereinsatzformen; Bau-
insolvenz; außergerichtliche Streitbeilegung; Grundlagen des 
internationalen Baurechts; Architekten- und Ingenieurrecht; 
Grundzüge des Vergaberechts; öffentliches Baurecht; Bau-
prozessrecht.
Neu aufgenommen wurde eine ausführliche Darstellung der 
Änderungen durch die geplante Reform des Bauvertrags-
rechts. Die Neuauflage ist auf aktuellem Stand. Die umfang-
reiche Rechtsprechung und Literatur ist ausgewertet.
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Mitbestimmungsrecht: Mitbestimmungsgesetz, Montan-
Mitbestimmung, Drittelbeteiligungsgesetz, Mitbestim-
mung auf europäischer Ebene. Kommentar. Begründet 
von Karl Fitting ... Fortgeführt von Hellmut Wißmann ... – 
5. Aufl. – München: Vahlen, 2017. XXIV, 1392 S.  
ISBN 978-3-8006-5261-7; € 149.– 

Das Standardwerk kommentiert das Mitbestimmungsrecht. 
Das Werk orientiert sich an den Belangen der Anwendungs-
praxis, verliert aber nicht die wissenschaftlichen Bedürfnisse 
aus dem Auge. 
Neben dem Mitbestimmungsgesetz, dem Drittelbeteiligungs-
gesetz und der Mitbestimmung auf europäischer Ebene  
werden auch das Montan-Mitbestimmungsgesetz sowie das 
Mitbestimmungsergänzungsgesetz kommentiert.
Schwerpunkte der Neuauflage sind u.a.: die gesetzliche Ge-
schlechterquote für den Aufsichtsrat von Unternehmen sowie 
die autonom festzulegenden Zielgrößen für den Frauenanteil, 
die autonom festzulegenden Zielgrößen für den Frauenanteil 
in den Aufsichtsräten sowie die Zielgrößen für die Frauen
anteile in Vorständen und den beiden Leitungsebenen darun-
ter. 
Ausgewertet ist die neue Rechtsprechung und Literatur. Im 
Anhang werden einschlägige Normtexte, Wahlordnungen  
sowie auszugsweise der „Deutsche Corporate Governance  
Kodex“ abgedruckt. Ein ausführliches Stichwortverzeichnis 
erschließt den Kommentar.

Köhler, Helmut, Joachim Bornkamm und Jörn Feddersen: 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb. Preisangaben
verordnung, Unterlassungsklagengesetz, Dienstleis
tungs-Informationspflichten-Verordnung. Begründet von 
Adolf Baumbach. Fortgef. von Wolfgang Hefermehl. –  
35., neu bearb. Aufl. – München: Beck, 2017. XXIX, 2300 S. 
(Beck’sche Kurz-Kommentare; 13a)  
ISBN 978-3-406-69712-8; € 175.–

Das Standardwerk zum Wettbewerbsrecht kommentiert das 
UWG, die Preisangabenverordnung (PAngV), das Gesetz über 
Unterlassungsklagen bei Verbraucherrechts- und anderen 
Verstößen (UKlaG) und die Dienstleistungs-Informationspflich-
ten-Verordnung (DL-InfoV). Der Band zeichnet sich durch eine 
übersichtliche Gliederung des Stoffes aus. Die leitenden Prin-
zipien werden gut herausgearbeitet.
In der Neuauflage wurde die Kommentierung zu § 5 UWG 
grundlegend überarbeitet und neu strukturiert. Eingearbeitet 
sind die umfangreichen Änderungen der Preis
angabenverordnung und des Unterlassungsklagengesetzes 
sowie des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes. 
Ausgewertet ist die neueste Rechtsprechung und Literatur, 
insbesondere die Jurisdiktion zu den neu eingefügten §§ 3a 
und 4a UWG sowie zu den geänderten §§ 2, 3, 4 und 5 UWG. 
Auch die neuesten Entscheidungen des EuGH, des BGH und 
der Instanzgerichte sind berücksichtigt.
Im Anhang sind einschlägige europäische und deutsche Ge-
setzestexte abgedruckt. Abgerundet wird das Werk mit einem 
Fundstellenverzeichnis der Entscheidungen des EuGH, einem 
Fundstellenverzeichnis der Entscheidungen des BGH und  
einem Fälleverzeichnis.
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